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Satzung zur Änderung der Satzung  
der Landeshauptstadt München zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern (Gleichstellungssatzung)

vom 8. Dezember 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 5 
Abs. 6 und Art. 20 Abs. 1 Sätze 3 und 4 des Bayerischen  
Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern (Baye­
risches Gleichstellungsgesetz – BayGIG) vom 24.05.1996 
(GVBI. S. 186, BayRS 2039-1-A), zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 23.05.2006 (GVBI. S. 292), i.V.m. Art. 23 der Gemein­
deordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBI. 
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
13.12.2016 (GVBI. S. 335), folgende Satzung: 

§ 1

Die Satzung der Landeshauptstadt München zur Gleichstel­
lung von Frauen und Männern (Gleichstellungssatzung) vom 
10.11.1998 (MüABI. S. 381), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 28.01.2009 (MüABI. S. 41), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert:

Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„(2) In den Referaten, Eigenbetrieben und den eigenbetriebs­
ähnlichen Unternehmen sind daneben jeweils unbefristet örtli­
che Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen. Die Bestellung 
der örtlichen Gleichstellungsbeauftragten in den Referaten er­
folgt durch die Oberbürgermeisterin oder den Oberbürgermeis­
ter im Benehmen mit dem jeweiligen Referat. In den Eigenbe­
trieben erfolgt die Bestellung durch die jeweilige Werkleitung.“

§ 2 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 23.11.2017 beschlossen. 

München, 8. Dezember 2017	 Dieter Reiter 
		  Oberbürgermeister

Satzung
zur Änderung der Sanierungssatzung über die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebietes „lnnsbrucker Ring/ 
Baumkirchner Straße“ vom 26. Oktober 2005 (MüABl. S. 
461 ff), geändert durch Satzung vom 18. April 2007 (MüABl. 
S. 109 ff), berichtigt am 18. Mai 2007 (MüABl. S. 135)

vom 21. Dezember 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVSI.  
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Art. 17 a 
Absatz 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 335) 
die folgende Satzung:

§ 1
Die Sanierungssatzung der Landeshauptstadt München über 
die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets „lnnsbrucker 
Ring/Baumkirchner Straße“ vom 26. Oktober 2005, geändert  
durch Satzung vom 18. April 2007, berichtigt am 18. Mai 2007, 
wird wie folgt geändert: 

1.	 Der Satzungstitel erhält folgende Bezeichnung:
„Sanierungssatzung über die förmliche Festlegung des  
Sanierungsgebietes „lnnsbrucker Ring/Baumkirchner  
Straße (ohne Ortskern Ramersdorf)“.“

2.	� Am Ende von § 1 Absatz 1 wird der folgende Text einge­
fügt:
„ln dem Stadtbezirk 16 (Ramersdorf-Perlach) wird ein Be­
reich aus dem räumlichen Geltungsbereich herausgenom­
men, der begrenzt ist ab Nordostecke Rosenheimerstraße/
Kirchseeoner Straße,
– �entlang der Kirchseeoner Straße, Nordseite, inklusive der 

Straßenfläche,
– �ab der Führichstraße inklusive der Grundstücke der Grund- 

und Mittelschule an der Führichstraße und der Kinder­
tagesstätten (FI-Nr: 18432/3, 18432/28 und 18432/29),

– �entlang des lnnsbrucker Rings, Westseite, exklusiv der 
Straßenfläche, 

– �entlang der Rosenheimer Straße, inklusive der Straßen­
fläche (inklusive westliche Fahrbahn Fl-Nr. 16256/18), 

– �entlang der Frauenchiemseestraße, Südseite, inklusive 
des Straßengrundstücks, bis zur Stephanskirchner Straße,

– �entlang der Stephanskirchner Straße, Westseite, inklusive 
der Straßenfläche bis zur Herrenchiemseestraße,

– �entlang der Herrenchiemseestraße, Nordseite, inklusive 
der Straßenfläche bis zur Rosenheimerstraße, Westseite

– �entlang der Rosenheimerstraße, Westseite bis zur Nord­
westecke Rosenheimerstraße/Wilramstraße,

– �ab Nordwestecke Rosenheimerstraße/Wilramstraße bis 
zur Nordostecke Rosenheimer Straße 1, Kirchseeoner  
Straße.“

3.	 § 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„Der Umgriff des Sanierungsgebietes „lnnsbrucker Ring/ 
Baumkirchner Straße (ohne Ortskern Ramersdorf)“ ergibt 
sich aus dem Gesamtübersichtsplan Sanierungsgebiet
„lnnsbrucker Ring/Baumkirchner Straße (ohne Ortskern 
Ramersdorf)“ und Sanierungsgebiet „Ortskern Ramersdorf“ 
der Landeshauptstadt München vom 03.07.2017.
Der Gesamtübersichtsplan ist Bestandteil dieser Satzung.“ 

4.	 § 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„Dieses Gebiet wird als Sanierungsgebiet förmlich fest­
gelegt und erhält die Bezeichnung „Innsbrucker Ring/Baum­
kirchner Straße (ohne Ortskern Ramersdorf)“.“

5.	 Der Titel von § 4 lautet: „ln-Kraft-Treten“.
§ 4 Absatz 2 wird gestrichen.

§ 2
Die Satzung zur Änderung der Sanienungssatzung wird mit 
der Bekanntmachung gemäß § 143 Absatz 1 Baugesetzbuch 
rechtsverbindlich.

Der Stadtrat hat die Satzung am 23.11.2017 beschlossen.

München, 21. Dezember 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Hinweis:
a)	� Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Ver­

letzung von Vorschriften sowie die Rechtsfolgen des § 215 
Absatz 1 Baugesetzbuch wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 Baugesetzbuch 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und 
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2.	� nach § 214 Absatz 3 Satz 2 Baugesetzbuch beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden Satzung schriftlich gegenüber der Landes­
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bauord­
nung) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

b)	� Die einschlägigen Vorschriften können während der  
allgemeinen Dienstzeit im Referat für Stadtplanung und  
Bauordnung, Hauptabteilung III/02, Blumenstraße 31, 
80331 München, eingesehen werden.

Sanierungssatzung
über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
„Ortskern Ramersdorf“ 

vom 21. Dezember 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI.  
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Art. 17 a 
Absatz 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 (GVBI. S. 335), 
die folgende Satzung:

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

(1)	 �In dem Stadtbezirk 16 (Ramersdorf-Perlach) in dem Bereich, 
der begrenzt ist ab Nordostecke Rosenheimer Straße/
Kirchseeoner Straße
– �entlang der Kirchseeoner Straße, Nordseite, inklusive der 

Straßenfläche,
– �ab der Führichstraße inklusive der Grundstücke der 

Grund- und Mittelschule an der Führichstraße und der 
Kindertagesstätten (FI-Nr. 18432/3, 18432/28 und 
18432/29),

– �entlang des lnnsbrucker Rings, Westseite, exklusiv der 
Straßenfläche,

– �entlang der Rosenheimer Straße, inklusive der Straßen­
fläche (inklusive westliche Fahrbahn FI-Nr. 16256/18),

– �entlang der Frauenchiemseestraße, Südseite, inklusive 
des Straßengrundstücks, bis zur Stephanskirchner Straße,

– �entlang der Stephanskirchner Straße, Westseite, inklusive 
der Straßenfläche bis zur Herrenchiemseestraße,

– �entlang der Herrenchiemseestraße, Nordseite, inklusive 
der Straßenfläche bis zur Rosenheimerstraße, Westseite

– �entlang der Rosenheimerstraße, Westseite bis zur Nord­
westecke Rosenheimerstraße/Wilramstraße,

– �ab Nordwestecke Rosenheimerstraße/Wilramstraße bis 
zur Nordostecke Rosenheimer Straße/Kirchseeoner  
Straße.

(2)	��Der Umgriff des Sanierungsgebietes „Ortskern Ramers­
dorf“ ergibt sich aus dem Gesamtübersichtsplan Sanie­
rungsgebiet „lnnsbrucker Ring/Baumkirchner Straße (ohne 
Ortskern Ramersdorf)“ und Sanierungsgebiet „Ortskern 
Ramersdorf“ der Landeshauptstadt München vom 
03.07.2017. 
Der Gesamtübersichtsplan ist Bestandteil dieser Satzung.

(3)	�Dieses Gebiet wird als Sanierungsgebiet förmlich festge­
legt und erhält die Bezeichnung „Ortskern Ramersdorf“.

(4)	� Werden innerhalb des Sanierungsgebietes durch Grund­
stückszusammenlegungen Flurstücke aufgelöst und neue 
Flurstücke gebildet oder entstehen durch Grundstücks­
teilungen neue Flurstücke, sind auf diese insoweit die  
Bestimmungen dieser Satzung ebenfalls anzuwenden.

§ 2 Verfahren

Die Sanierungsmaßnahme wird im vereinfachten Verfahren 
durchgeführt. Die Anwendung der Vorschriften der §§ 152 bis 
156a Baugesetzbuch wird ausgeschlossen.

§ 3 Genehmigungspflichten

Die Vorschriften des § 144 Baugesetzbuch über genehmi­
gungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgänge finden Anwen­
dung. 

§ 4 ln-Kraft-Treten

Die Sanierungssatzung wird mit der Bekanntmachung gemäß 
§ 143 Absatz 1 Baugesetzbuch rechtsverbindlich.

Der Stadtrat hat die Satzung am 23.11.2017 beschlossen.

München, 21. Dezember 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Hinweis:

a)	� Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Ver­
letzung von Vorschriften sowie die Rechtsfolgen des § 215 
Absatz 1 Baugesetzbuch wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden

1.	� eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 Baugesetzbuch 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften und

2.	� nach § 214 Absatz 3 Satz 2 Baugesetzbuch beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden· Satzuag schriftlich gegenüber der Landes­
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bauord­
nung) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalt geltend gemacht worden sind.

b)	� Die einschlägigen Vorschriften können während der  
allgemeinen Dienstzeit im Referat für Stadtplanung und  
Bauordnung, Hauptabteilung III/02, Blumenstraße 31, 
80331 München, eingesehen werden.
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Redaktioneller Hinweis: In den beiden vorstehenden Sanie­
rungssatzungen wird zur Bestimmung des Umgriffs des  
Sanierungsgebietes jeweils auf einen Gesamtübersichtsplan  
Sanierungsgebiet „lnnsbrucker Ring / Baumkirchner Straße
(ohne Ortskern Ramersdorf)“ und Sanierungsgebiet „Ortskern 
Ramersdorf“ der Landeshauptstadt München vom 03.07.2017 
verwiesen, der Bestandteil der Satzungen ist.

Bei diesem Gesamtübersichtsplan handelt es sich um den  
auf Seite 560 des Amtsblattes abdruckten Plan. Dies ergibt 
sich zweifelsfrei aus dem den Satzungen zugrunde liegenden
Stadtratsbeschluss. Bei dem auf diesem Plan genannten  
Datum „März 2017“ handelt es sich somit um ein Versehen.

Direktorium – Rechtsabteilung

Satzung über die Benutzung der Flüchtlingsunterkünfte 
der Landeshauptstadt München
(Benutzungssatzung dezentrale Flüchtlingsunterkünfte)

vom 20. Dezember 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt auf Grund von Art. 23 
und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung  
für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), 
folgende Satzung:

§ 1 Gegenstand der Satzung

(1) �Diese Satzung regelt die Benutzung der dezentralen 
Flüchtlingsunterkünfte (im Folgenden kurz „Flüchtlingsun­
terkünfte“). Die Flüchtlingsunterkünfte sind öffentliche Ein­
richtungen der Landeshauptstadt München zur Unterbrin­
gung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern sowie 
anderer Leistungsberechtigter nach § 1 Asylbewerberleis­
tungsgesetz (AsylbLG). Benutzerinnen und Benutzer kön­
nen auch nach positivem Abschluss ihres Asylverfahrens 
und damit dem Ende der Leistungsberechtigung nach dem 
AsylbLG in den Flüchtlingsunterkünften verbleiben, solange 
keine anderweitige Unterbringungsmöglichkeit zur Verfü­
gung steht. Darüber hinaus können auch sonstige Perso­
nen vorübergehend untergebracht werden, soweit sie woh­
nungslos sind, ihnen Wohnungslosigkeit droht und bei 
denen alle anderen Hilfen nachweislich erschöpft sind und 
eine Unterbringung in einer anderen Einrichtung der Sofort­
unterbringung von Wohnungslosen nicht möglich ist.

(2) �Die Flüchtlingsunterkünfte ermöglichen – nach Maßgabe 
dieser Satzung – ein Wohnen, das der Würde des Men­
schen entspricht. Den Benutzerinnen und Benutzern, die 
aufgrund ihres Aufenthaltsstatus nicht mehr zur Wohnsitz­
nahme in einer Flüchtlingsunterkunft verpflichtet sind (sog. 
Statuswechsler), soll bei der Eingliederung in normale 
Wohnverhältnisse geholfen werden, hierbei müssen sie 
nach Kräften mitwirken.

§ 2 Gemeinnützigkeit

(1)	� Die Flüchtlingsunterkünfte dienen ausschließlich und un­
mittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne von § 52 der 
Abgabenordnung.

(2)	�Überschüsse aus den Einnahmen der Flüchtlingsunter­
künfte werden ausschließlich für die satzungsmäßigen 

Zwecke verwendet. Die Landeshauptstadt München erhält 
keinerlei Gewinnanteile oder sonstige Zuwendungen aus 
Mitteln der dezentralen Flüchtlingsunterbringung. Bei der 
Auflösung von Flüchtlingsunterkünften ist das verbleibende 
Vermögen gemeinnützigen Einrichtungen der Landes­
hauptstadt München zuzuführen.

(3)	�Niemand darf durch Verwaltungsaufgaben, die dem Zweck 
der Flüchtlingsunterkünfte fremd sind oder durch unver­
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 3 Zuständigkeit

	� Die Flüchtlingsunterkünfte werden vom Sozialreferat, Amt 
für Wohnen und Migration, Abteilung Unterkünfte – Pla­
nung & Betrieb oder durch von ihr beauftragte Personen 
geführt und verwaltet.

§ 4 Aufnahme

(1)	� Die Flüchtlingsunterkünfte dürfen nur von Personen bezo­
gen werden, deren Aufnahme entweder die Regierung von 
Oberbayern oder die Landeshauptstadt München, Amt für 
Wohnen und Migration schriftlich oder in Textform verfügt 
hat. 
Durch die Aufnahme entsteht mit dem Tag des Einzugs ein 
öffentlich-rechtliches Benutzungsverhältnis zwischen der 
Benutzerin / dem Benutzer und der Landeshauptstadt 
München.  
Diese Satzung und gegebenenfalls die Hausordnung ist 
von den Benutzerinnen und Benutzern schriftlich anzuer­
kennen.

(2)	�Die Aufnahme kann mit Auflagen und Bedingungen versehen 
werden.

(3)	�Den Benutzerinnen und Benutzern wird ein Bettplatz mit 
Möblierung zur Verfügung gestellt. In Flüchtlingsunterkünf­
ten ohne Möglichkeit zur Selbstversorgung wird Verpfle­
gung zur Verfügung gestellt.

(4)	� Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in eine bestimmte 
Flüchtlingsunterkunft oder auf Zuweisung eines bestimm­
ten Bettplatzes besteht nicht.

§ 5 Auskunftspflicht

	 (1) �Die Benutzerinnen und Benutzer sind verpflichtet, dem 
Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration,

1. �alle Tatsachen anzugeben, die für den Vollzug der Sat­
zung erheblich sind, insbesondere Auskunft zu geben 
über Arbeits-, Einkommens- und Vermögensverhältnisse,

2. �Änderungen in den Familienverhältnissen unverzüglich 
mitzuteilen,

3. �Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen Beweis­
urkunden vorzulegen, erforderlichenfalls der Erteilung 
von Auskünften durch Dritte zuzustimmen.

	 (2) �Den Benutzerinnen und Benutzern kann zur Erteilung 
der Auskünfte eine Frist gesetzt werden.

§ 6 Verhalten

Die besondere Wohnsituation in Flüchtlingsunterkünften er­
fordert eine verstärkte Rücksichtnahme und Mitwirkung aller 
Bewohnerinnen und Bewohner, damit ein sozialverträgliches 
Miteinander gewährleistet ist. Insbesondere sind folgende 
Verhaltensvorschriften zu beachten:
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(1)	� Die Benutzerinnen und Benutzer haben die Flüchtlings­
unterkünfte, insbesondere die Flüchtlingsunterkunftsräume 
und die Gemeinschaftseinrichtungen (z.B. Küchen, Wasch­
küchen, Sanitäreinrichtungen, etc.) pfleglich zu behandeln 
und stets in sauberem Zustand zu halten und nicht gesetz­
widrig zu gebrauchen. 
 
Sie haben sich in den Flüchtlingsunterkünften so zu verhal­
ten, dass keine andere Person gefährdet, geschädigt oder 
mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert 
oder belästigt wird.

(2)	�Mit Rücksicht auf die Gesamtheit der Benutzerinnen und 
Benutzer und im Interesse einer ordnungsgemäßen Bewirt­
schaftung der Flüchtlingsunterkünfte ist es den Benutze­
rinnen und Benutzern nicht gestattet 

1. �Personen in Flüchtlingsunterkünfte aufzunehmen oder 
Besucher ohne vorherige schriftliche Einwilligung der  
jeweiligen Einrichtungsleitung übernachten zu lassen;

2. �eigene Antennenanlagen einschließlich Satellitenschüs­
seln aufzustellen bzw. zu montieren.
Die Flüchtlingsunterkünfte sind in der Regel mit einer 
Antennenanlage ausgestattet, entsprechende Anschluss­
buchsen in den Wohnräumen sind vorhanden. 
Bei Flüchtlingsunterkünften ohne Antennenanlage, ist 
die Aufstellung einer solchen einschließlich Satelliten­
schüsseln erst nach vorheriger schriftlicher Einwilligung
durch die Einrichtungsleitung möglich. Die Einwilligung 
wird in stets widerruflicher Art und Weise erteilt und 
kann mit Auflagen versehen werden. Die Einwilligung 
wird insbesondere dann widerrufen, wenn Auflagen nicht 
eingehalten werden, das Gebäude beschädigt wird oder 
Mitbewohnerinnen und Mitbewohner in nicht zumutbarer 
Weise gefährdet oder belästigt werden. Dies gilt auch 
wenn sich Umstände ergeben, unter denen die Einwilli­
gung nicht mehr erteilt werden würde;

3. �Räume einer Flüchtlingsunterkunft zu anderen als zu 
Wohnzwecken zu verwenden;

4. �in den Flüchtlingsunterkünften innen und außen bauliche 
Änderungen vorzunehmen, sowie sperrige Gegenstände 
jeglicher Art aufzustellen oder zu lagern;

5. �Altmaterial oder leicht entzündliche Sachen jeglicher Art 
in der Flüchtlingsunterkunft zu lagern;

6. �neben den zur Verfügung gestellten Geräten zusätzliche 
Herde, Kochplatten und Backöfen, Kühlgeräte und ähnli­
che Elektrogeräte sowie Heizgeräte aller Art aufzustellen 
und zu betreiben;

7. Tiere zu halten;

8. �Waffen im Sinne des Waffengesetzes (WaffG) in der Flücht­
lingsunterkunft zu lagern und/oder mit sich zu führen;

9. �Geschirr bzw. Wäsche außer an den dafür vorgesehenen 
Stellen zu reinigen und zu trocknen;

10. �auf den Grundstücken der Flüchtlingsunterkünfte Kraft­
fahrzeuge aller Art abzustellen, zu parken, zu reinigen 
oder instand zu setzen.

(3)	�Die Bewohnerinnen und Bewohner sind verpflichtet, Schä­
den in den Flüchtlingsunterkünften, insbesondere in den 
Gemeinschaftseinrichtungen sowie das Auftreten von Un­
geziefer unverzüglich der Hausverwaltung (Einrichtungs­
leitung, Hausmeister, Haussicherheits- und Servicepersonal) 
anzuzeigen.

(4) �Jeder Benutzerin / jedem Benutzer wird ein Bettplatz zuge­
wiesen, der nur mit vorheriger schriftlicher Einwilligung der 
Einrichtungsleitung getauscht werden darf.

(5) �Die Beauftragten der Landeshauptstadt München, Amt für 
Wohnen und Migration sind berechtigt, zur Überwachung 
der Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Satzung und 
aus der Hausordnung in der jeweils gültigen Fassung, die 
von den Benutzerinnen / Benutzern genutzten Räume je­
derzeit auch ohne Anmeldung zu betreten. Dies gilt auch 
für Belegungskontrollen und zur Überprüfung der Sicher­
heit (insbesondere Brandschutz) in den einzelnen Räumen 
und zur Vermeidung und Beseitigung akuter Schäden.

(6) 	�Zum Vollzug dieser Satzung können Anordnungen für den 
Einzelfall getroffen werden. Die Benutzerinnen / Benutzer 
haben diesen Anordnungen und Weisungen der Hausver­
waltung oder anderen Beauftragten des Amtes für Wohnen 
und Migration unverzüglich Folge zu leisten.

(7)	�Die Landeshauptstadt München, Amt für Wohnen und Mig­
ration kann ergänzend eine Hausordnung für die Benutzung 
einer Flüchtlingsunterkunft erlassen, die einzuhalten ist.

(8)	�Besucherinnen und Besucher haben sich in den Flücht­
lingsunterkünften so zu verhalten, dass keine andere Per­
son geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Um­
ständen unvermeidbar behindert oder belästigt wird, 
insbesondere sind die Regelungen dieser Satzung und der 
jeweiligen Hausordnung zu beachten.

(9)	�Wer sich ohne Aufnahmeverfügung in einer Flüchtlings­
unterkunft aufhält, oder als „Besucherin / Besucher gegen 
Bestimmungen des Abs. 8 verstößt, kann aus der Flücht­
lingsunterkunft verwiesen werden. Ferner kann das künfti­
ge Betreten der Flüchtlingsunterkunft befristet oder auf 
Dauer untersagt werden (Hausverbot).

(10) Das Einbringen eigener Möbel ist nicht zulässig.

§ 7 �Instandhaltungs-, Instandsetzungs- und Modernisier-
rungsmaßnahmen

Bauliche Maßnahmen sowie sonstige Vorkehrungen, die zur 
Erhaltung der Flüchtlingsunterkunft, zur Abwendung drohen­
der Gefahren sowie zur Beseitigung von Schäden notwendig 
werden oder der Modernisierung dienen, darf das Amt für 
Wohnen und Migration auch ohne Zustimmung der Benutze­
rinnen und Benutzer vornehmen. Die Benutzerinnen und Be­
nutzer haben die in Betracht kommenden Räume nach recht­
zeitiger Ankündigung der Maßnahmen zugänglich zu halten. 
Sie dürfen die Ausführung der Maßnahme nicht behindern 
und verzögern. Einer Ankündigung bedarf es nicht, wenn dro­
hende Gefahren abgewendet oder Schäden verhütet bzw.  
beseitigt werden sollen.

§ 8 Beendigung des Benutzungsverhältnisses

(1) �Die Landeshauptstadt München, Amt für Wohnen und  
Migration kann das Benutzungsverhältnis durch schriftliche  
Erklärung, die der Benutzerin / dem Benutzer spätestens 
drei Werktage vor dem Beendigungstermin zugegangen 
sein muss, beenden, wenn

1. �die Verpflichtung zur Wohnsitznahme in einer Flücht­
lingsunterkunft entfällt;

2. �die Benutzerin / der Benutzer ungeachtet einer Abmah­
nung einen satzungswidrigen Gebrauch der Flüchtlings­
unterkunft fortsetzt oder wenn sie bzw. er schuldhaft in 
erheblichem Maße ihre / seine Verpflichtungen verletzt, 
insbesondere durch

Amtsblatt_36.indd   562 22.12.17   11:37



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 36/2017

563

a) Anwendung oder Androhung von körperlicher Gewalt  
 
b) mutwilliger Sachbeschädigung

c) Randalieren und Stören der Nachtruhe

d) Missachtung der Anweisungen des Personals

e) Straftaten aller Art

f) �Drogenkonsum oder übermäßigen Alkoholgenuss

g) �nachhaltige Störung des Hausfriedens in der Flücht­
lingsunterkunft in sonstiger Weise, so dass der Landes­
hauptstadt München eine Fortsetzung des Benutzungs­
verhältnisses nicht zugemutet werden kann

h) �Ferner kann das künftige Betreten der Flüchtlingsunter­
kunft und der Nebenanlagen befristet oder auf Dauer 
untersagt werden (Hausverbot);

3. �die anderweitige Unterbringung der Benutzerinnen / der 
Benutzer möglich oder erforderlich ist, insbesondere weil 
Räume frei gemacht werden müssen;

4. �eine Sanierung, Modernisierung, ein Abbruch oder die Auf­
lösung einer Flüchtlingsunterkunft beabsichtigt ist;

5. �die Landeshauptstadt München, Amt für Wohnen und Mig­
ration die Flüchtlingsunterkunft von einem Dritten angemie­
tet hat und diesem gegenüber zur Räumung verpflichtet  
ist; 

6. �eine Benutzerin / ein Benutzer die jeweiligen Benutzungs­
gebühren länger als zwei Monate nicht entrichtet hat oder 
sie / er in Höhe eines Betrages in Rückstand gekommen ist, 
der die Gebühr für zwei Monate erreicht.

(2) �Wird ein Bettplatz einundzwanzig Tage in Folge ohne 
Rücksprache mit der Einrichtungsleitung nicht benutzt, er­
lischt das Benutzungsverhältnis mit Beginn des zweiund­
zwanzigsten Tages.

(3) �Die Landeshauptstadt München, Amt für Wohnen und Mig­
ration kann das Benutzungsverhältnis jedezeit fristlos be­
enden, wenn dies zur Abwehr von Gefahren für die öffentli­
che Sicherheit und Ordnung erforderlich ist. 

(4) �Vor der Beendigung des Benutzungsverhältnisses nach 
Abs. 1 ist die Benutzerin / der Benutzer schriftlich anzuhö­
ren und auf die Möglichkeit der Beendigung hinzuweisen.

(5) �Soweit die erneute bzw. weitere Unterbringung einer Be­
nutzerin / eines Benutzers, deren / dessen Benutzungs­
verhältnis beendet worden bzw. erloschen ist, erforderlich 
wird, kann sie / er in Räumen der gleichen oder einer ande­
ren Flüchtlingsunterkunft unter Begründung eines neuen 
Benutzungsverhältnisses aufgenommen werden.

(6) �Das Benutzungsverhältnis endet außerdem bei Tod einer 
Benutzerin / eines Benutzers mit Ablauf des Sterbetages.

(7) �Entfällt die Verpflichtung zur Wohnsitznahme in einer Flücht­
lingsunterkunft oder wurde die private Wohnsitznahme  
genehmigt, kann die Benutzerin / der Benutzer das Benut­
zungsverhältnis beenden. Die Beendigung hat durch schrift­
liche Erklärung zu erfolgen, die dem Amt für Wohnen und 
Migration spätestens drei Werktage vor dem Beendigungs­
termin zugegangen sein muss. Das Benutzungsverhältnis 
endet erst mit dem tatsächlichen Auszug.

§ 9 Räumung

(1)	� Der Bettplatz in der Flüchtlingsunterkunft ist termingemäß 
zu räumen und in sauberem Zustand zu hinterlassen, wenn 
das Benutzungsverhältnis beendet worden bzw. erloschen 
ist (§ 8). Die Schlüssel sind bei Auszug bei der Hausverwal­
tung zurück zu geben. Privates Hab und Gut ist mitzuneh­
men.

(2)	�Wird diese Verpflichtung nicht termingemäß erfüllt und ist 
die Androhung eines Zwangsgeldes erfolglos geblieben 
bzw. lässt die Androhung keinen Erfolg erwarten, so kann 
die Landeshauptstadt München anordnen, dass die erfor­
derliche Räumung auf Kosten und Gefahr der Verpflichte­
ten / des Verpflichteten vorgenommen wird (Ersatzvornah­
me). Dabei werden Müll und unbrauchbar erscheinende 
Gegenstände sowie Lebensmittel entsorgt oder zur Müll­
deponie transportiert. Die übrigen Gegenstände werden 
zur Einlagerung in ein städtisches Lager zur vorübergehen­
den Verwahrung gebracht. Sofern die Benutzerin/der Be­
nutzer die eingelagerten Gegenstände trotz schriftlicher 
Aufforderung nicht binnen einer Frist von drei Monaten 
nach der erfolgten Räumung abholt, werden die Gegen­
stände einer Verwertung durch Versteigerung, Verkauf 
oder einer sonstigen Verwertung zugeführt und der Erlös 
hinterlegt. Gegenstände, die als objektiv wertlos bzw. un­
verwertbar erscheinen, so dass eine Versteigerung, ein 
Verkauf oder eine sonstige Verwertung von vornherein 
aussichtslos erscheint bzw. der zu erwartende Veräuße­
rungserlös hinter den Verkaufs- oder Versteigerungskosten 
zurückbleiben würde, können von der Landeshauptstadt 
München karitativen Einrichtungen zur Verfügung gestellt 
oder zur Müllverwertung gegeben werden. 
In begründeten Einzelfällen kann hiervon abgewichen wer­
den.

(3)	�Soweit von der Benutzerin / dem Benutzer Änderungen in der 
Flüchtlingsunterkunft vorgenommen wurden, hat diese / 
dieser spätestens bis zur Räumung den ursprünglichen 
Zustand wieder herzustellen.

§ 10 Beseitigung von Schäden

Wer durch Beschädigung, Verunreinigung, Einbringung von 
Sachen oder in sonstiger Weise im Bereich der Flüchtlings­
unterkünfte einen satzungswidrigen Zustand herbeigeführt 
hat, muss diesen ohne Aufforderung auf seine Kosten unver­
züglich beseitigen.

§ 11 Haftung

(1)	� Die Benutzerin / der Benutzer haften nach den allgemeinen 
Bestimmungen für alle Schäden an den Fluchtlingsunter­
künften, insbesondere auch an den Gemeinschaftseinrich­
tungen, soweit sie von ihnen oder von Dritten, die sich auf 
Besuch in der Flüchtlingsunterkunft aufhalten bzw. aufhiel­
ten, schuldhaft verursacht wurden.

(2)	�Die Landeshauptstadt München, Amt für Wohnen und  
Migration haftet den Benutzerinnen / Benutzern nach Maß­
gabe der allgemeinen Bestimmungen. Die Haftung für 
leichte Fahrlässigkeit oder für Diebstahl ist ausgeschlossen.

§ 12 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am 01.02.2018 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 13.12.2017 beschlossen.

München, den 20. Dezember 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister
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Satzung über die Gebühren für die Benutzung der  
Flüchtlingsunterkünfte der Landeshauptstadt München 
(Gebührensatzung dezentrale Flüchtlingsunterkünfte)

vom 20. Dezember 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt auf Grund Art. 1, 2 
Abs. 1 und Art. 8 des Kommunalabgabegesetzes (KAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 (GVBI. S.
264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
13.12.2016 (GVBI. S. 351), folgende Satzung:

§ 1 Gebührenpflicht

Für die Benutzung der zugewiesenen Bettplätze in einer de­
zentralen Flüchtlingsunterkunft (im Folgenden kurz „Flüchtlings­
unterkunft“) zur Unterbringung des in § 1 Benutzungssatzung 
dezentrale Flüchtlingsunterkünfte genannten Personenkreises 
sind Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung zu entrichten.

§ 2 Gebührenschuldner

(1) �Gebührenschuldner sind die Personen, die Einrichtungen 
im Sinne des § 1 benutzen, soweit nicht ein Erstattungsan­
spruch gegen des Jobcenter nach § 65 Abs. 1 des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) besteht. Im Falle von 
minderjährigen oder von unter Betreuung stehenden Be­
nutzerinnen / Benutzern sind die Personensorgeberechtig­
ten Schuldnerin bzw. Schuldner der Benutzungsgebühren. 
Lebt eine minderjährige Benutzerin / ein minderjähriger Be­
nutzer nur mit einem von mehreren Personensorgeberech­
tigten zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Sorge­
berechtigten.  
Gebührenschuldner sind ferner Personen, welche die 
Schuld einer Behörde gegenüber schriftlich übernehmen.

(2) �Benutzerinnen und Benutzer, die dem Personenkreis des  
§ 1 AsylbLG zuzurechnen sind, sind von der Erhebung von 
Gebühren befreit, es sei denn, sie erfüllen die Vorausset­
zungen des § 2 AsylbLG und verfügen über Einkommen 
und / oder Vermögen.

(3) �Die Befreiung nach Abs. 2 entfällt mit dem Ende des Mo­
nats, in dem die Zugehörigkeit zu dem Personenkreis nach 
§ 1 AsylbLG endet.

(4) �Wird nachträglich festgestellt, dass die Voraussetzungen 
für eine Befreiung von Anfang an nicht vorlagen oder spä­
ter weggefallen sind, wird eine Gebühr rückwirkend ab 
dem Zeitpunkt erhoben, von dem an die Voraussetzungen 
für eine Befreiung nicht nachgewiesen sind.

§ 3 Gebührenberechnung

(1)	Die Gebühren werden als Tagesgebühr erhoben.

(2)	�Für jeden vollen Monat der Benutzung werden 30 Tages­
sätze pro Bettplatz berechnet.

§ 4 �Gebühren für die Benutzung der dezentralen  
Unterkunft

(1) �Die Benutzungsgebühr beträgt für jede Person einschließ­
lich der Kosten für die Benutzung der Gemeinschaftsein­
richtungen sowie aller Nebenkosten (z.B. Wasser, Strom, 
Heizung, Möblierung etc.) pro Bettplatz für

Tagesgebühr

(a) �Einzelzimmer mit eige­
nem WC und Bad/ 
Dusche, Zentralheizung

14,41 Euro

(b) �Zweibettzimmer mit eige­
nem WC und Bad/ 
Dusche, Zentralheizung

12,31 Euro

(c) �Einzelzimmer mit Zentral­
heizung, aber Bad/ 
Dusche zur gemeinsamen 
Nutzung

13,11 Euro

(d) �Zweibettzimmer mit  
Zentralheizung, aber 
Bad/Dusche zur  
gemeinsamen Nutzung

11,11 Euro

(e) �Mehrbettzimmer und  
alle anderen Zimmer  
einfacher Ausstattung

Jeweils Abschlag
um 15 % vom
Zimmertyp (b) und (d)

(2)	�Bei einer Unterkunft mit Verpflegung beträgt die Gebühr 
für Verpflegung 2,60 € pro Tag und Person. Die jeweilige 
Tagesgebühr erhöht sich entsprechend.

§ 5 Entstehen, Fälligkeit, Einzahlung

(1)	� Die Benutzungsgebühren nach § 4 entstehen mit Beginn 
der Nutzung bzw. am ersten Tag des Monats, für den sie 
zu entrichten sind. Die Gebührenpflicht besteht bis zum 
tatsächlichen Auszug, selbst wenn dieser erst nach der 
Beendigung bzw. nach Erlöschen des Benutzungsverhält­
nisses erfolgt.

(2)	�Die Gebühren werden monatlich im Voraus fällig und sind 
spätestens am dritten Werktag des Monats auf eines der 
Konten der Stadtkasse München unter Angabe des jeweili­
gen Kassenzeichens zu überweisen.

(3) 	Der Tag der Gutschrift gilt als Zahltag.

(4)	� Wird das Benutzungsverhältnis beendet, sind sämtliche 
bis dahin angefallenen Gebühren am Tag der Beendigung 
des Aufenthalts fällig und zu bezahlen.

§ 6 Vorübergehende Abwesenheit

(1)	� Die Gebühren sind auch bei vorübergehender Abwesen­
heit bis zur Beendigung oder Auflösung des Benutzungs­
verhältnisses zu entrichten. Es besteht insoweit kein  
Anspruch auf Rückerstattung.

(2)	�Die Benutzerin / der Benutzer wird von der Entrichtung der 
Benutzungsgebühren nicht dadurch befreit, dass sie / er 
durch einen in ihrer / seiner Person liegenden Grund an der 
Ausübung des ihr / ihm zustehenden Benutzungsrechtes 
verhindert ist.

§ 7 Zahlungserleichterung, Zahlungsrückstände

(1)	� Stundung, Erlass, Aufrechnung sowie die Tilgung von  
Gebühren richten sich nach der Abgabenordnung (AO),  
soweit diese nach 9em Kommunalabgabegesetz (KAG) für 
anwendbar erklärt ist.

(2)�	�Anträge auf Stundung, Ratenzahlung oder Erlass von  
Benutzungsgebühren in Härtefällen müssen begründet 
und die zur Begründung dienenden Tatsachen glaubhaft 
gemacht werden.
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§ 8 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am 01.02.2018 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 13.12.2017 beschlossen.

München, 20. den Dezember 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des 
Baugesetzbuches (BauGB)

Stadtbezirk 14 Berg am Laim

Änderung des Flächennutzungsplanes
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich VI/35
und
Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2127
Truderinger Straße (südlich),
westlich der Roßsteinstraße,
östlich des Schwanhildenwegs

Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 13.12.2017 be­
schlossen, für das vorgenannte Gebiet den Flächennutzungs­
plan mit integrierter Landschaftsplanung zu ändern und den  
Bebauungsplan mit Grünordnung aufzustellen. 

Auf dem Planungsgebiet gibt es derzeit keine Bebauung.  
Die Fläche wird als Sport- und Landwirtschaftsfläche genutzt.  
Es ist beabsichtigt, flexible Gebäudestrukturen, die unter­
schiedliche Wohnformen für unterschiedliche Einkommens- 
und Bevölkerungsgruppen ermöglichen, zu schaffen. Zudem 
ist die Herstellung der erforderlichen sozialen Infrastruktur  
für das Planungsgebiet und die Umgebung geplant. Ebenso 
sollen ergänzende kleinteilige Versorgungsstrukturen in ge­
eigneten Erdgeschossbereichen ermöglicht werden. Neben 
der verträglichen Einbindung des Neuverkehrs in das beste­
hende Hauptverkehrsstraßennetz soll auch die Optimierung 
der Fuß- und Radwegerschließung berücksichtigt werden. Die 
vorliegende Planung zur Freilegung des Hachinger Baches, 
der zukünftig im Gebiet verlaufen soll, soll in das städtebauli­
che Konzept eingebunden werden. Zudem soll die Freihaltung 
der Nord-Süd gerichteten, übergeordneten Grünbeziehung im 
westlichen Planungsgebiet beachtet werden. Ziel ist neben 
der Schaffung von differenzierten öffentlichen und privaten 
Freiflächen mit hoher Identität und Qualität auch die Stärkung 

des Naturhaushalts, insbesondere des Klimas, durch Be­
schränkung der Versiegelung auf das erforderliche Mindest­
maß und geeigneten Grünmaßnahmen.

München, 14. Dezember 2017	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Balanstr. 73 
Gemarkung:  Gemarkung Sektion VIII
Flurnummer: 16355/2
Stadtbezirk: 16 – Ramersdorf-Perlach
Neubau eines Büro- und Gewerbegebäudes  
mit Sondernutzungen 
sowie einer 2-geschossigen Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 12.12.2017, Az. 602-1.1-2017-11804-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Nebenstimmungen, Befreiungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau­
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die  
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit­
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes­
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver­
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal­
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 307, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail­
adresse plan.ha4-lbk-team31@muenchen.de bzw. Telefon­
nummer 2 33-2 55 69 oder 2 33-2 55 44.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs­
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün­
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla­
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün­
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün­
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege­
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab­
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh­
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs­
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
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wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn bzw. die Eigentümer der o.g. Grundstücke  
können die Akten des Baugenehmigungsverfahrens bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, Blu­
menstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der E-Mailadresse klaus.bichlmayer@
muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-2 15 46.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs­
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün­
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla­
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün­
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün­
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege­
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab­
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer­
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh­
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs­
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein­
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal­
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek­
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen die­
se Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 
212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal­
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg­
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags­
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige­
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt­
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver­
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh­
renvorschuss zu entrichten. 

München, 18. Dezember 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein­
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal­
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elekt­
ronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen die­
se Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 
212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal­
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg­
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags­
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige­
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt­
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver­
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh­
renvorschuss zu entrichten. 

München, 12. Dezember 2017	� Landeshauptstadt München
		�  Referat für Stadtplanung 

und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Oettingenstr. 78
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 1189/0,  
Gemarkung Schwabing, Stadtbezirk 01
Erweiterung der Interimsschulanlage,  
befristet auf 3 Jahre ab Erstellung

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 18.12.2017, Az. 602-1.1-2017-13211-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und Abweichungen befristet auf 3 Jahre erteilt.

Den Nachbarn,die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge­
nehmigungsbescheides zuzustellen.

Die Lokalbaukommission ist der Auffassung , dass die Eigner 
der Grundstücke jenseits des Bachlaufes (also Widenmayer­
str. 47– 52 und Tivolistr. 1) wegen der trennenden Wirkung, die 
der Theodorparkstr. mit der Trambahntrasse und dem Eis­
bach zukommt, keine Nachbarn i.S.d. Art. 66 BayBO sind. Da 
jedoch bereits Einwendungen aus diesen Anwesen gegen die 
schulische Interimsnutzung im Rahmen des Genehmigungs­
verfahrens zum bereits bestehenden Interimsbau 2014 vorla­
gen, wird die Baugenehmigung auch dieses Erweiterungs­
baus ebenso wie die des bestehenden Interimsbaus öffentlich  
bekanntgemacht. Nachdem sich die vorgenannten Grundstü­
cke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
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Bekanntmachung des Umlegungsausschusses
der Landeshauptstadt München

Umlegungsverfahren Nr. 84
„Hochmuttinger Straße“

a) Einleitung des Umlegungsverfahrens
b) Auslegung der Bestandsunterlagen

(Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses 
nach § 50 des Baugesetzbuches – BauGB)

zu a) Einleitung des Umlegungsverfahrens

Der Umlegungsausschuss der Landeshauptstadt München 
hat in seiner Sitzung am 12.12.2017 folgenden Beschluss  
gefasst:

„1.	�Der Umlegungsausschuss sieht die Voraussetzung für die 
Zulässigkeit eines Umlegungsverfahrens für den Bereich 
des Bebauungsplanentwurfes Nr. 2106 „Hochmuttinger 
Straße (östlich), Herbergstraße (nördlich), Paul-Preuß-Stra­
ße (westlich)“ erfüllt (§§ 45, 46 Abs. 1 BauGB) und leitet 
daher die Umlegung ein (§ 47 Satz 1 BauGB).  
 
Im Umlegungsgebiet liegen die Flurstücke 68/6, 2282, 
2284, 2285, 2285/1, 2288, 2289, 2289/1, 2289/2, 2291, 
2292, 2293, 2296, 2297, 2298 (tlw.), 2299, 2300, 2303 (tlw.), 
2325/1 (tlw.), 2325/2, 2326 (tlw.), 2326/1 (tlw.), 2470/1 (tlw.) 
der Gemarkung München, Grundbuchbezirk Feldmoching. 
 
Das Umlegungsgebiet ist in der beiliegenden Bestands­
karte, die Bestandteil dieses Beschlusses ist, schwarz  
umrandet dargestellt (§ 47 Satz 2 BauGB).

2. �Der Umlegungsausschuss stellt die Bestandskarte und das 
in der heutigen Sitzung aufgelegte Bestandsverzeichnis auf.“

zu b) Auslegung der Bestandsunterlagen

Die Bestandskarte und das Bestandsverzeichnis für die in das 
oben bezeichnete Umlegungsverfahren einbezogenen Grund­
stücke liegen für die Dauer eines Monats bei der Geschäfts­
stelle des Umlegungsausschusses der Landeshauptstadt 
München, Kommunalreferat, Vermessungsamt, Blumenstraße 
28 b, 80331 München, Zimmer 118 a/I. Stock, von 09.00 Uhr 
bis 15.00 Uhr, öffentlich aus. Die Einsichtnahme ist nach tele­
fonischer Vereinbarung (Tel. 233-27558) auch außerhalb dieser 
Zeiten möglich. Die Auslegungsfrist beginnt eine Woche nach 
Erscheinen dieses Amtsblattes.

Von der Veröffentlichung ausgenommen ist der Teil des Be­
standsverzeichnisses, der die in Abt. II des Grundbuches ein­
getragenen Lasten und Beschränkungen aufführt. Einsicht in 
diesen Teil ist nur dem gestattet, der ein berechtigtes Interes­
se darlegt.

Hinweis:
Die Beteiligten können die tatsächlichen Angaben in Be­
standskarte und Bestandsverzeichnis während der Auslegung 
überprüfen und gegebenenfalls bei der Geschäftsstelle des 
Umlegungsausschusses Berichtigungen beantragen.

1. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Verwaltungsakt kann binnen eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist schriftlich – möglichst in doppelter Ausferti­
gung – oder zur Niederschrift bei der Geschäftsstelle des  
Umlegungsausschusses der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat, Vermessungsamt, 80331 München, Blu­
menstraße 28 b, Zimmer 605 a/VI, einzulegen. Am letzten Tag 
des Fristablaufes steht nach Dienstschluss zur Einlegung des 

Widerspruches der Sonderbriefkasten im Rathaus, Marien­
platz 8 (neben dem Auskunftsschalter am Eingang Fischbrun­
nen), zur Verfügung, in den noch bis 24.00 Uhr der Wider­
spruch zur Wahrung der Frist eingeworfen werden kann.

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in an­
gemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann 
der Verwaltungsakt durch Antrag auf gerichtliche Entschei­
dung angefochten werden. Über den Antrag entscheidet das 
Landgericht München I, Kammer für Baulandsachen. Der An­
trag kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung 
des Widerspruches gestellt werden, außer wenn wegen be­
sonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 
Der Antrag ist bei der Geschäftsstelle des Umlegungsaus­
schusses einzureichen. Er muss den Antragssteller, den An­
tragsgegner (Landeshauptstadt München, Umlegungsaus­
schuss) und den Verwaltungsakt bezeichnen, gegen den er 
sich richtet. Er soll die Erklärung, inwieweit der Verwaltungs­
akt angefochten wird, und einen bestimmten Antrag enthal­
ten. Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel 
angeben, die zur Rechtfertigung des Antrages dienen.

2. Beteiligte/Aufforderung

Als Beteiligte im Umlegungsverfahren werden die Eigentümer 
der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke und die  
Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen oder durch Ein­
tragung gesicherten Rechtes an einem im Umlegungsgebiet 
gelegenen Grundstück oder an einem das Grundstück be­
lastenden Recht festgestellt.

Wechselt die Person eines Beteiligten während des Umle­
gungsverfahrens, so tritt sein Rechtsnachfolger nach § 49 
BauGB in dieses Verfahren in dem Zustand ein, in dem es 
sich im Zeitpunkt des Übergangs des Rechtes befindet.

Es wird aufgefordert, Rechte, die aus dem Grundbuch nicht 
ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Umlegungsverfahren 
berechtigen, innerhalb eines Monats nach dieser Bekannt­
machung bei der Geschäftsstelle des Umlegungsausschus­
ses anzumelden.

Werden Rechte erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder 
nach Ablauf einer vom Umlegungsausschuss gesetzten Frist 
glaubhaft gemacht, so muss ein Berechtigter die bisherigen 
Verhandlungen und Festsetzungen gegen sich gelten lassen 
(§ 50 Abs. 3 BauGB).

Der Inhaber eines anzumeldenden Rechts muss die Wirkung 
eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso 
gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, demgegenüber 
die Frist durch Bekanntmachung der Verwaltungsaktes zuerst 
in Lauf gesetzt worden ist (§ 50 Abs. 4 BauGB).

3. Verfügungs- und Veränderungssperre

Nach § 51 BauGB dürfen von der Bekanntmachung des Um­
legungsbeschlusses bis zur Bekanntmachung der Unanfecht­
barkeit des Umlegungsplanes im Umlegungsgebiet nur mit 
schriftlicher Genehmigung der Umlegungsstelle 

1. �ein Grundstück geteilt oder Verfügungen über ein Grund­
stück und über Rechte an einem Grundstück getroffen oder 
Vereinbarungen abgeschlossen werden, durch die einem 
anderen ein Recht zum Erwerb, zur Nutzung oder Bebau­
ung eines Grundstücks oder Grundstücksteiles eingeräumt 
wird, oder Baulasten neu begründet, geändert oder aufge­
hoben werden;

2. �erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder wesent­
lich wertsteigernde, sonstige Veränderungen der Grund­
stücke vorgenommen werden;
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3. �nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichti­
ge, aber wertsteigernde bauliche Anlagen errichtet oder 
wertsteigernde Änderungen solcher Anlagen vorgenommen 
werden;

4. �genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige bau­
liche Anlagen errichtet oder geändert werden.

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
baurechtlich genehmigt worden oder auf Grund eines anderen 
baurechtlichen Verfahrens zulässig sind, Unterhaltungsarbei­
ten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung 
werden von der Veränderungssperre nicht berührt.

4. Betretungsrecht

Eigentümer und Besitzer der im Umlegungsgebiet gelegenen 
Grundstücke haben nach § 209 Abs. 1 BauGB zu dulden, 
dass Beauftragte der zuständigen Behörden zur Vorbereitung 
der von ihnen zu treffenden Maßnahmen Grundstücke betre­
ten und Vermessungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

5. Vorkaufsrecht

Im Umlegungsgebiet steht der Landeshauptstadt München 
nach § 24 BauGB beim Kauf von Grundstücken ein Vorkaufs­
recht zu.

München, 12. Dezember 2017	� Landeshauptstadt München
	� Kommunalreferat –  

Vermessungsamt
	� Geschäftsstelle des  

Umlegungsausschusses
	 Christoph Springer
	� stellvertretender Leiter der 

Geschäftsstelle
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Bekanntmachung des Umlegungsausschusses
der Landeshauptstadt München
Umlegungsplan Nr. 80
„Carl-Wery-Straße“
Aufstellung des Umlegungsplanes

Mit Beschluss vom 12.12.2017 hat der Umlegungsausschuss 
der Landeshauptstadt München für das Umlegungsgebiet 
„Carl-Wery-Straße“ den Umlegungsplan Nr. 80 aufgestellt.

Aus dem Umlegungsplan, der aus der Umlegungskarte und 
dem Umlegungsverzeichnis besteht, geht der in Aussicht ge­
nommene Neuzustand mit allen tatsächlichen und rechtlichen 
Änderungen hervor, welche die im Umlegungsgebiet gelege­
nen Grundstücke erfahren.

Der Umlegungsplan kann auf die Dauer eines Monats bei  
der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses der Landes­
hauptstadt München, Kommunalreferat, GeodatenService, 
Blumenstr. 28 b, 80331 München, von 9.00 Uhr bis 15.00 Uhr 
eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist nach telefonischer 
Vereinbarung (Tel.: 233-25997) auch außerhalb dieser Zeiten 
möglich. Die Auslegungsfrist beginnt eine Woche nach Er­
scheinen dieses Amtsblattes.

Das Umlegungsverzeichnis kann nur der einsehen, der ein  
berechtigtes Interesse darlegt.

Den an der Umlegung Beteiligten wird gemäß § 70 Abs. 1 
Satz 1 Baugesetzbuch ein ihre Rechte betreffender Auszug 
aus dem Umlegungsplan mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zugestellt.

München, 12. Dezember 2017	 Landeshauptstadt München
      	� Kommunalreferat –  

GeodatenService
     		� Geschäftsstelle des  

Umlegungsausschusses
         	 Christoph Springer
   		�  stellvertretender Leiter  

der Geschäftsstelle

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung;
Nutzung von oberflächennahem Grundwasser  
zum Betreiben der Brunnenanlage  
der Euroboden Erhardtstraße GmbH, Bavariafilmplatz 7, 
82031 Grünwald;
Standort: Erhardtstraße 10, Flurnummer 12008,  
Gemarkung München Sektion 6

Die amtliche Bekanntmachung finden Sie auch im Internet unter 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-
fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Bekanntmachungen.html

Am Standort Erhardtstraße 10 beabsichtigt die Euroboden Er­
hardtstraße GmbH den Betrieb einer Brunnenanlage zu Wärme- 
und Kühlzwecken. Beantragt wurde mit Unterlagen vom 
16.05.2017 eine jährliche Grundwasserentnahme-/ Versicke­
rungsmenge von 140.000 m³. 
Für die geplante Maßnahme ist eine wasserrechtliche Erlaub­
nis gemäß Art. 15 Bayer. Wasser-gesetz (BayWG) erforderlich. 
Entsprechend §§ 5 und 7 des Gesetzes zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 (jährliche 
Grundwasserentnahme zwischen 100.000 m³ und 10 Millio­

nen m³) war im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des 
Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchfüh­
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die allge­
meine Vorprüfung hat ergeben, dass das genannte Vorhaben 
keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf, da erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt und die zu schüt­
zenden Güter nicht zu besorgen sind.
Eine ökologische Empfindlichkeit des Standortes ist nicht ge­
geben. Der Standort liegt nicht in einem der in Nr. 2.3.8 der 
Anlage 3 zum UVPG genannten Gebiete. Von den in § 2 Abs. 
1 UVPG aufgeführten Schutzgütern ist vor allem das Schutz­
gut (Grund)wasser für die Bewertung der Umweltverträglich­
keit relevant.
Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorha­
ben gemäß den maßgeblichen Schutzkriterien keine erhebli­
chen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind. 
Da das entnommene Grundwasser in vollem Umfang wieder 
dem Grundwasserleiter zugeführt wird, findet keine negative 
Auswirkung auf die Wasserbilanz statt. Im Gegenteil durch die 
zeitweise Abkühlung des Grundwassers bei der Rückführung 
wird ein positiver Effekt erzielt, weil der lokale Grundwasser­
leiter allgemein erwärmt ist.
Das Vorhaben hat allenfalls Auswirkungen auf den Wasser­
haushalt durch die Aufwärmung des Grundwassers. Es ist je­
doch aufgrund der enormen Mächtigkeit des lokalen Grund­
wasser-leiters dennoch nicht von einer negativen Auswirkung 
durch das Vorhaben auszugehen. 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 
UVPG öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewie­
sen, dass die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist.
Das Protokoll über die Vorprüfung des Einzelfalls kann beim 
Referat für Gesundheit und Umwelt, Bayerstr. 28 a, 80335 
München, Sachgebiet US 13, Zimmer 4069 nach vorheriger 
telefonischer Anmeldung (Tel. Nr. 089/233-47587) eingesehen 
werden. Weitere Auskünfte können ebenfalls unter dieser  
Telefonnummer eingeholt werden.

München, 15. Dezember 2017	� Landeshauptstadt München
		�  Referat für Gesundheit und 

Umwelt
		  RGU-US 13

Finanzdaten- und Beteiligungsbericht 2017

„Gemäß Art. 94 Abs. 3 GO ist die Landeshauptstadt München 
verpflichtet, „jährlich einen Bericht über ihre Beteiligungen an 
Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts zu erstel­
len, wenn ihr mindestens der zwanzigste Teil der Anteile eines 
Unternehmens gehört“ und diesen zu veröffentlichen.

Der Beteiligungsbericht 2017 der Landeshauptstadt München 
liegt in der Stadtkämmerei, Rathaus, Marienplatz 8, Zimmer 
166 aus und kann dort nach telefonischer Terminvereinbarung 
bei Herrn Kilian Martini (089/2 33-9 21 29) eingesehen werden.

Der Beteiligungsbericht 2017 kann auch über das Internet-
Portal „www.muenchen.de“ als pdf-Datei heruntergeladen 
werden (Stichwort: „Finanzdaten- und Beteiligungsbericht“).“

München, 18. Dezember 2017	� Landeshauptstadt München
		  Stadtkämmerei
		�  HA I Grundsatzangelegen­

heiten
		�  Abt. 3 Beteiligungen, Wirt­

schaftlichkeitsrechnungen
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Öffentliche Bekanntgabe
der SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG
i.S.d. § 4 Abs. 3 der Niederspannungsanschlussverord-
nung (NAV) und der Niederdruckanschlussverordnung 
(NDAV)

Die SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG hat ihre Kostenerstat­
tungsregelungen zum 01.01.2018  angepasst. Das Preisblatt 
Netzanschlüsse (Kostenerstattungsregelungen) finden Sie auf 
unseren Internetseiten www.swm-infrastruktur.de. Außerdem 
liegt es in den Geschäftsräumen in der Emmy-Noether-Straße 2, 
80992 München zur Einsichtnahme aus. Die bisher gültigen 
Kostenerstattungsregelungen treten außer Kraft.

 
München, 10. November 2017	 SWM Infrastruktur 
		  GmbH & Co. KG

Bekanntmachung

Neue Fernwärmepreise ab 01.01.2018  

Das Preisblatt zu Ziffer 9 und 11 der Anlage zur AVBFernwärmeV 
wird wie folgt geändert:    

9 M-Fernwärme Preise netto brutto

9.1 Arbeitspreis

9.1.1 Heizwassernetz
oder

57,53
5,75

68,46
6,84

Euro/MWh
Cent/kWh

9.1.2 Dampfnetz
(1,42 m³ Kondensat ent­
sprechen 1 MWh)

40,51 48,21 Euro/m³

9.1.3 Wärme für Warmwasser­
bereitung in Fürstenried, 
Neuforstenried und Park­
stadt Solln

5,30 6,31 Euro/m³

9.2 Grundpreis 38,08 45,32 Euro/kW 
und Jahr

München, den 29.12.2017	 SWM Versorgungs GmbH

Verlust eines Dienstausweises

Der Dienstausweis Nr. 08 / 8 / 551, ausgestellt am 17.09.2008
ist abhandengekommen.

Der Ausweis wird für ungültig erklärt.
Vor Missbrauch wird gewarnt.

München, 11. Dezember 2017	� Referat für Gesundheit
		  und Umwelt
		  RGU-SFM-G-P
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Ergänzende Bedingungen der SWM Versorgungs GmbH (SWM) 
für die Versorgung mit Fernwärme 

- Anlage zur AVBFernwärmeV - 
 
 

Anlage zur „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die 
Versorgung mit Fernwärme“ (AVBFernwärmeV) (BGBl. 1980 
Teil I, S. 742) 

Gültig ab  01.01.2018 

INHALT 

1. Vertragsabschluss 
2. Hausanschluss 
3. Hausanschlusskosten 
4. Baukostenzuschuss 
5. Mitteilungspflichten und Anschlusswertänderungen 
6. Rücklauftemperatur 
7. Inbetriebsetzung der Kundenanlage 
8. Wärmelieferung 
9. Fernwärmepreis 
10. Steuern, Abgaben und sonstige Belastungen 
11. Abrechnung und Bezahlung 
12. Datenspeicherung 
13. Zutrittsrecht 
14. Verbraucherstreitbeilegung 
15. Schlussbestimmung 

 
 

1. VERTRAGSABSCHLUSS 

1.1 Die SWM schließen den Hausanschlussvertrag und den 
Wärmelieferungsvertrag nur mit dem Eigentümer, dem Erbbau- 
berechtigten und dem Nießbraucher des zu versorgenden 
Grundstücks ab. § 2 Absatz 2 AVBFernwärmeV bleibt unberührt. 
Verträge mit Wohnungseigentümergemeinschaften werden mit 
der Gemeinschaft, gegebenenfalls vertreten durch den 
Verwalter, abgeschlossen. 

1.2 Unberührt bleiben Verträge, die von den SWM vor oder 
auch nach dem 01.04.1980 aus besonderen Gründen mit einem 
anderen als dem erwähnten Personenkreis abgeschlossen 
worden sind oder werden. 

2. HAUSANSCHLUSS 

2.1 Der Hausanschluss nach § 10 AVBFernwärmeV endet an 
der Übergabestelle. Als Übergabestelle gilt der Austritt der ersten 
im Heizraum befindlichen Vorlauf-Absperrarmatur sowie der 
Eintritt der letzten im Heizraum befindlichen Rücklauf- 
Absperrarmatur. Die Armaturen sind Eigentum der SWM. 

2.2 Für Hausanschlüsse im Dampfnetz: Der Hausanschluss 
endet an der Übergabestelle ein Meter im Heizraum. Bei bis zum 
01.01.2005 geschlossenen Verträgen und deren Nach- 
folgeverträgen über das angeschlossene Objekt bleibt es bei der 
bisherigen Regelung: Der Hausanschluss endet ein Meter im 
Grundstück bzw. im Gebäude (Ziffer 4.2.2 in der Fassung der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
vom 20.08.1980 Seite 246). 

2.3 Die Herstellung sowie die Veränderung des 
Hausanschlusses auf Veranlassung des Kunden sind unter 
Verwendung der von den SWM zur Verfügung gestellten 
Vordrucke anzumelden. 

2.4 Die SWM schließen Gebäude über jeweils einen 
Hausanschluss an das Fernwärmeversorgungsnetz der SWM an. 
Verfügen Gebäude über mehrere Hausnummern (sogenannte 
Mehrspänner), errichten die SWM auf Wunsch des 
Grundstückseigentümers, des Erbbauberechtigten oder des 
Nießbrauchers für einzelne Hausnummern separate Hausan- 
schlüsse. 

 
3. HAUSANSCHLUSSKOSTEN 

3.1 Der Kunde erstattet den SWM gemäß § 10 Abs. 5 
AVBFernwärmeV die Kosten für die Erstellung und die Verän- 
derung des Hausanschlusses. Für Standardhausanschlüsse wird 
die Höhe der Kosten pauschal berechnet. 

3.2 Treten bei der Herstellung eines Hausanschlusses 
besondere Erschwernisse (z. B. Bodenfrost) oder Mehrlängen 
auf, erstattet der Kunde den SWM die dadurch anfallenden 
Mehrkosten. Die Höhe der Kosten wird pauschal berechnet. Der 
vom Kunden zu zahlende Betrag ergibt sich aus dem „Preisblatt 
Netzanschlüsse der SWM Versorgungs GmbH“. 

3.3 Der Kunde erstattet den SWM die Kosten gemäß § 10 
Abs. 5 AVBFernwärmeV für die Änderung des Hausanschlusses, 
die durch eine Änderung oder Erweiterung der Kundenanlage 
erforderlich werden oder aus anderen Gründen vom Kunden 
veranlasst werden, nach tatsächlich entstandenem Aufwand. 

3.4 Der Kunde erstattet den SWM die Kosten für die 
Außerbetriebnahme und die Stilllegung eines Hausanschlusses. 
Die Kosten werden pauschal berechnet. Der vom Kunden zu 
zahlende Betrag ergibt sich aus dem „Preisblatt Netzanschlüsse 
der SWM Versorgungs GmbH“. 

4. BAUKOSTENZUSCHUSS 

4.1 Für den Anschluss an das Fernwärmeversorgungsnetz der 
SWM ist vom Kunden ein Baukostenzuschuss (BKZ) zu zahlen. 
Die Höhe des BKZ ergibt sich aus dem „Preisblatt 
Netzanschlüsse der SWM Versorgungs GmbH“. 

4.2 Der Kunde zahlt den SWM einen weiteren BKZ, wenn er 
seine Leistungsanforderung wesentlich erhöht. 

5. MITTEILUNGSPFLICHTEN UND 
ANSCHLUSSWERTÄNDERUNGEN 

5.1 Der Kunde ist verpflichtet, den SWM unverzüglich alle zur 
Bildung des Grundpreisentgelts erforderlichen Angaben zu 
machen und jede Änderung der Verhältnisse, die eine Änderung 
des Grundpreisentgelts zur Folge hat, unaufgefordert mitzuteilen. 

5.2 Eine Anschlusswertänderung bedarf eines schriftlichen 
Antrags des Kunden und der Einwilligung der SWM. Eine 
Anschlusswertänderung setzt insbesondere voraus, dass der 
Kunde die vertraglich vereinbarte Rücklauftemperatur einhält. 

5.2.1 Bei Verminderung des Anschlusswerts wird der neue 
Anschlusswert von den SWM erst ab Beginn der folgenden 
Heizperiode (1. September eines Jahres) für die Ermittlung des 
Grundpreisentgelts berücksichtigt. Baukostenzuschuss und 
Hausanschlusskosten werden bei Anschlusswertminderung nach 
Beginn der Anschlusserstellung nicht zurück vergütet. 

5.2.2 Bei Erhöhung des Anschlusswerts wird der neue 
Anschlusswert ab dem Tag der Anschlusswerterhöhung für die 
Ermittlung des Grundpreisentgelts berücksichtigt. 

5.2.3 Setzt die Änderung des Anschlusswerts eine Veränderung 
des Hausanschlusses voraus, sind vom Kunden gegebenenfalls 
ein weiterer Baukostenzuschuss und Hausanschlusskosten zu 
den zum Zeitpunkt der Anschlusswertänderung gültigen 
Beträgen zu entrichten. 

5.3 Beabsichtigt der Kunde den Einbau einer Anlage zur 
Wärmegewinnung, die eine Reduzierung des Fernwärmebedarfs 
zur Folge hat, ist dies den SWM unverzüglich mitzuteilen. 
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5.4 Saisonale und kurzzeitige Anschlusswertänderungen sind 
ausgeschlossen. 

6. RÜCKLAUFTEMPERATUR 

6.1 Der Kunde ist verpflichtet ab der Erstinbetriebnahme der 
Zähler- und Reglerstrecke die Rücklauftemperatur gemäß jeweils 
geltendem Datenblatt der Technischen Anschlussbedingungen 
(TAB) einzuhalten. Ausgenommen hiervon sind 
Heizungsanlagen in Bestandsgebäuden die vor der 
Erstinbetriebnahme der Zähler- und Reglerstrecke mit einem 
anderen Energieträger als Fernwärme versorgt wurden 
(sogenannte Umstellanlagen). 

6.2 Die Ausnahmeregelung nach 6.1 gilt nur, bis die 
bestehende Kundenanlage neu oder umgebaut wird. Im Zuge 
eines Neu- oder Umbaus der Kundenanlage während der 
Laufzeit des Wärmelieferungsvertrags ist der Kunde verpflichtet, 
die Kundenanlage auf seine Kosten so zu errichten bzw. 
umzubauen, dass die Rücklauftemperatur gemäß jeweiligem 
Datenblatt zu den Technischen Anschlussbedingungen nicht 
überschritten wird. 

7. INBETRIEBSETZUNG DER KUNDENANLAGE 

9.      M-FERNWÄRME PREIS 

Der Fernwärmepreis setzt sich zusammen aus: 

• Arbeitspreis (AP) 

• Grundpreis (GP) 

• Verrechnungspreis (VP) 

Der Fernwärmepreis ist aus dem M-Fernwärme Preisblatt der 
SWM Versorgungs GmbH in der jeweils aktuellen, öffentlich 
bekannt gegebenen Fassung zu entnehmen. 

9.1 Arbeitspreis (AP) 

Der Arbeitspreis ist der Preis für die gelieferte Wärmemenge. 

Der Arbeitspreis ändert sich zu 17% wie der Preis für 
Drittlandskohle, zu 33% wie der Preis für EEX Gas, zu 33% wie 
der Erdgas-Index und zu 17% wie der Preis für Heizöl Extra 
Leicht. 

Der Arbeitspreis erhöht oder ermäßigt sich nach folgender 
Formel: 

DK EEX Gas Gasindex HEL 
7.1 Die Inbetriebsetzung erfolgt durch die SWM oder durch ein AP = AP0 (0,17 _ + 0,33 + 0,33 + 0,17 _ ) 
von den SWM beauftragtes Installationsunternehmen. 

7.2 Die Inbetriebsetzung ist von dem Installations- 
unternehmen, das die Arbeiten an der Anlage ausgeführt hat, 
ausschließlich unter Verwendung der von den SWM zur 

 
 

Es bedeuten: 

DK0 EEX Gas0 Gasindex0 HEL0 

Verfügung gestellten Vordrucke zu beantragen. 

7.3 Der Kunde zahlt den SWM für jede Inbetriebsetzung den 
im „Preisblatt Netzanschlüsse der SWM Versorgungs GmbH“ 
genannten Pauschalbetrag. Dies gilt auch für vergebliche 
Inbetriebsetzungen, sofern die SWM zur Inbetriebsetzung vor Ort 
erschienen ist, und der Kunde das Unterbleiben der 
Inbetriebsetzungen zu vertreten hat, z.B. weil eine 
Inbetriebsetzung aufgrund von festgestellten Mängeln an der 
Kundenanlage nicht möglich ist. 

7.4 Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage kann von der 
Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Haus- 
anschlusskosten abhängig gemacht werden. 

8. WÄRMELIEFERUNG 

8.1 Die Wärmeversorgung erfolgt entweder mittels des 
Wärmeträgers Heizwasser oder des Wärmeträgers Dampf. Die 
Wärmeträger verbleiben im Eigentum der SWM. 

8.2 Die SWM liefern Wärme bis zu der vereinbarten höchsten 
Wärmeleistung (Anschlusswert). Einzelheiten sind den 
Technischen Anschlussbedingungen zu entnehmen. 

8.3 Der Anschlusswert wird durch Mengenbegrenzer 
eingestellt und eingehalten. Dem vereinbarten Anschlusswert 
entspricht: 

a) in den Heizwassernetzen: eine Heizwassermenge (W) in 
l/h, die sich aus dem Anschlusswert (A) in kW und der jeweiligen 
Temperaturdifferenz (∆ t) des Versorgungsgebiets in K oder °C 
ergibt: 

A x 860  =  W l/h 
∆ t 

 
 

b) in den Dampfnetzen: eine Kondensatmenge (W) in l/h, die 
sich aus dem Anschlusswert (A) in kW und dem 
Umrechnungsfaktor 1,42 nach folgender Formel ergibt: 

A x 1,42 = W l/h 

8.4 Vor Entrichtung des Baukostenzuschusses und der 
Hausanschlusskosten besteht kein Anspruch auf Versorgung mit 
Fernwärme. 

AP  = jeweiliger   neuer   Arbeitspreis   zum   Anpassungs- 
zeitpunkt 

AP0= Basisarbeitspreis 

Der Berechnung des Arbeitspreises (AP) liegt der 
Basisarbeitspreis (AP0) von 76,37 Euro/MWh (netto) 
zugrunde: 

DK  = jeweiliger Preis Drittlandskohle 
Es gilt der Preis in Euro/t SKE für Drittlandskohle frei 
Grenze, wie er vom Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle für jedes Kalendervierteljahr gemäß 
Nummer 7.4.2 der Richtlinien vom 19.12.1980 zu § 5 
des dritten Verstromungsgesetzes ermittelt und 
durch den Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft (BDEW) bekannt gegeben wird. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Januar 
wird das arithmetische Mittel des Preises 
Drittlandskohle der Monate Juli mit September des 
vorhergehenden Kalenderjahres herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. April wird 
das arithmetische Mittel des Preises Drittlandskohle 
der Monate Oktober mit Dezember des vorher- 
gehenden Kalenderjahres herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Juli wird 
das arithmetische Mittel des Preises Drittlandskohle 
der Monate Januar mit März des aktuellen 
Kalenderjahres  herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Oktober 
wird das arithmetische Mittel des Preises 
Drittlandskohle der Monate April mit Juni des 
aktuellen Kalenderjahres herangezogen. 

DK0 = Basiswert für Drittlandskohle von netto 105,22 Euro/t 
SKE (Stand IV. Lieferquartal 2011) 

 
EEX Gas Es gilt die an der EEX (European Energie Exchange 

AG) veröffentlichten Settlementquotierung (NCG 
Natural Gas Quartalsfutures) für die jeweiligen 
Lieferquartale in Euro/MWh. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Januar 
wird  das  arithmetische  Mittel  des  EEX  Gas  aller 
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Handelstage der Monate Juli mit September des 
vorhergehenden Kalenderjahres herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. April wird 
das arithmetische Mittel des EEX Gas aller 
Handelstage der Monate Oktober mit Dezember des 
vorhergehenden Kalenderjahres herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Juli wird 
das arithmetische Mittel des EEX Gas aller 
Handelstage der Monate Januar mit März des 
aktuellen Kalenderjahres herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Oktober 
wird das arithmetische Mittel des EEX Gas aller 
Handelstage der Monate April mit Juni des aktuellen 

HEL0   = Basiswert   für   Heizöl   Extra   Leicht   von    netto 
69,26 Euro/hl (Stand IV. Lieferquartal 2011) 

 
9.2 Grundpreis (GP) 

 
Der Grundpreis wird nach dem Anschlusswert berechnet. Der 
Grundpreis ist ab Inbetriebsetzung zu entrichten. 

Der Grundpreis ist zu 9% fest, er ändert sich zu 55% wie der 
Index der Erzeugerpreise für Investitionsgüter und zu 36% wie 
der Monatslohn. Der Grundpreis erhöht oder ermäßigt sich nach 
folgender Formel: 

IG L 
GP = GP0 (0,09 +  0,55 _ + 0,36        ) 

Kalenderjahres  herangezogen. 
 

EEX Gas0 = Basiswert für EEX Gas von netto 27,02 Euro/MWh 
(Stand IV. Lieferquartal 2011) 

 
 

Es bedeuten: 

IG0 L0 

 
Gasindex = jeweiliger Erdgas-Index 

 
Es gilt die vom Statistischen Bundesamt Wiesbaden 
in Fachserie 17, Reihe 2 veröffentlichte Indexziffer - 
Erdgas (Verteilung). 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Januar 
wird das arithmetische Mittel des Gasindex der 
Monate Juli mit September des vorhergehenden 
Kalenderjahres  herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. April wird 
das arithmetische Mittel des Gasindex der Monate 
Oktober mit Dezember des vorhergehenden 
Kalenderjahres  herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Juli wird 
das arithmetische Mittel des Gasindex der Monate 
Januar mit März des aktuellen Kalenderjahres 
herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Oktober 
wird das arithmetische Mittel des Gasindex der 
Monate April mit Juni des aktuellen Kalenderjahres 
heran-gezogen. 

 
Gasindex0 =Basiswert für Index Erdgas (Verteilung) von 134,63 

(Stand IV. Lieferquartal 2011) 
HEL = jeweiliger Preis für Heizöl Extra Leicht 

Es    gilt    der    Preis     der     Fachserie     17, 
Reihe 2, Erzeugerpreise ausgewählter gewerblicher 
Produkte, Mineralölerzeugnisse, Extra Leichtes 
Heizöl, bei Lieferung in Tankwagen an Verbraucher, 
40 bis 50 hl pro Auftrag, frei Verbraucher, 
einschließlich Mineralölsteuer und 
Energiebevorratungszuschlag, gültig für München, 
ohne Umsatzsteuer, in Euro/hl veröffentlicht durch 
das Statistische Bundesamt Wiesbaden. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Januar 
wird das arithmetische Mittel des HEL der Monate 
Juli mit September des vorhergehenden 
Kalenderjahres  herange-zogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. April wird 
das arithmetische Mittel des HEL der Monate 
Oktober mit Dezember des vorhergehenden 
Kalenderjahres  herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Juli wird 
das arithmetische Mittel des HEL der Monate Januar 
mit März des aktuellen Kalenderjahres 
herangezogen. 
Für die Bildung des Arbeitspreises zum 1. Oktober 
wird das arithmetische Mittel des HEL der Monate 
April mit Juni des aktuellen Kalenderjahres 
herangezogen. 

GP = jeweiliger neuer Grundpreis zum Anpassungszeitpunkt 

GP0 =     Basisgrundpreis 

Der  Berechnung  des  Grundpreises  (GP)  liegt    der 
Basisgrundpreis (GP0) von 34,90 Euro/kW und Jahr 
(netto) zugrunde. 

IG   = jeweiliger  Investitionsgüterindex 
Es gilt die vom Statistischen Bundesamt Wiesbaden in 
Fachserie 17, Reihe 2 veröffentlichte Indexziffer der 
Erzeugerpreise gewerblicher Produkte für Erzeugnisse 
der  Investitionsgüterproduzenten. 
Für die Bildung des Grundpreises zum 1. Januar wird 
das arithmetische Mittel des Investitionsgüterindex der 
Monate Juli mit September des vorhergehenden 
Kalenderjahres  herangezogen. 
Für die Bildung des Grundpreises zum 1. April wird das 
arithmetische Mittel des Investitionsgüterindex der 
Monate Oktober mit Dezember des vorhergehenden 
Kalenderjahres  herangezogen. 
Für die Bildung des Grundpreises zum 1. Juli wird das 
arithmetische Mittel des Investitionsgüterindex der 
Monate Januar mit März des aktuellen Kalenderjahres 
herangezogen. 
Für die Bildung des Grundpreises zum 1. Oktober wird 
das arithmetische Mittel des Investitionsgüterindex der 
Monate April mit Juni des aktuellen Kalenderjahres 
herangezogen. 

IG0 = Basiswert für Investitionsgüterindex von 103,60 
(Stand IV. Lieferquartal 2011) 

L  = jeweiliger Monatslohn (Euro/Monat) zum Anpassungs- 
zeitpunkt 
Es gilt der Monatstabellenlohn eines Mitarbeiters der 
Versorgungsbetriebe in der Entgeltgruppe 5, Stufe 4, 
einschließlich der auf den Monatslohn aufgrund von 
tarifvertraglichen Vereinbarungen gemäß TV-V 
(Tarifvertrag Versorgungsbetriebe) oder einen diesen 
ersetzenden Tarifvertrag umgelegten Zahlungen. 

L0  = Basis-Monatslohn 
Der in der Preisformel enthaltene Basis-Monatslohn 
beträgt 2.748,35 Euro/Monat (Stand IV. Lieferquartal 
2011) 

 
9.3 Verrechnungspreis (VP) 

Der Verrechnungspreis setzt sich aus einem Messpreis und 
einem Abrechnungspreis zusammen. Darin enthalten sind die 
Entgelte für den Einbau, Betrieb und Wartung der 
Zählereinrichtungen, für die Datenermittlung, Datenaufbereitung 
und Datenbereitstellung sowie für die Abrechnung. Die Höhe des 
gesamten Entgelts für Messung und Abrechnung ist abhängig  
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von der eingebauten Gerätetechnik und dem 
Abrechnungszyklus. 

9.4 Korrekturfaktoren 

Wird während der Gültigkeit dieser Preisänderungsklausel vom 
Statistischen Bundesamt die Basis geändert, so wird mittels der 
jeweiligen Verkettungsfaktoren der Bezug zur Basis wieder 
hergestellt. 

9.5 Schwellenwert 

Die SWM werden eine Preisanpassung erst dann vornehmen, 
wenn der sich nach Anwendung der Preisänderungsklausel 
ergebende neue durchschnittliche Fernwärmepreis bei 2.000 
Jahresvolllaststunden vom entsprechenden alten Wert um mehr 
als ± 0,25 Euro/MWh netto abweicht. 

9.6.   Ausschöpfung 

Machen die SWM von der Möglichkeit der Anhebung der Preise 
nicht, nur teilweise oder zu einem späteren Zeitpunkt Gebrauch, 
so werden ihre Rechte dadurch nicht beeinträchtigt, zu einem 
späteren Zeitpunkt – dann jedoch nicht rückwirkend – die 
Preisänderungsformeln entsprechend der Änderung der 
Berechnungsfaktoren  anzuwenden. 

9.7 Die Fernwärmepreise werden auf zwei Dezimalstellen auf- 
oder abgerundet. Lautet die dritte auszurechnende Dezimalstelle 
auf 5 oder darüber, so erfolgt eine Aufrundung, lautet sie auf 4 
oder darunter, so erfolgt eine Abrundung. 

9.8 Wird die Ermittlung vorstehender Indizes durch das 
Statistische Bundesamt oder einer Nachfolgebehörde während 
der Dauer des Vertrags eingestellt oder werden Preise 
staatlicher Reglementierung unterstellt, sind die SWM berechtigt, 
die geeigneten Feststellungen oder Verlautbarungen anderer 
amtlicher Stellen zugrunde zu legen oder andere sachgerechte 
Indizes zur Berechnungsgrundlage zu machen. 

10. STEUERN, ABGABEN UND SONSTIGE BELASTUNGEN 

10.1 Bei Einführung etwaiger Sonderabgaben, Steuern oder 
sonstiger Belastungen auf Erzeugung, Bezug, Fortleitung oder 
den Verkauf von Fernwärme oder die zur Wärmelieferung 
benötigten Anlagen können die SWM die einschlägigen Preise 
entsprechend anpassen. 

10.2 Alle vorgenannten Preise und Entgelte können durch 
öffentliche Bekanntgabe geändert werden. 

11. ABRECHNUNG UND BEZAHLUNG 

11.1 Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen 
wahlweise durch Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats, per 
Banküberweisung oder Bareinzahlung zu leisten. 

11.2 Taggenaue Abrechnung: Preise, die pro Jahr oder pro 
Monat erhoben werden, werden je angefangenen Tag taggenau 
berechnet. 

11.3 Zwischenrechnung: Eine Zwischenrechnung auf 
Kundenwunsch ist möglich. Hierzu müssen vom Kunden die 
Zählerstände mitgeteilt werden. 

11.4 Die SWM übermitteln dem Kunden auf dessen Wunsch die 
Ausfertigung einer Rechnungszweitschrift. 

11.5 Dem Kunden werden für Zwischenrechnung, Ausfertigung 
einer Rechnungszweitschrift, Mahnung gemäß § 27 Absatz (2) 
AVBFernwärmeV, Zahlungseinziehung durch einen Beauftragten 
(Inkasso) gemäß § 27 Absatz (2) AVBFernwärmeV, 
Rücklastschrift (soweit vom Kunden zu vertreten), Unterbrechung 
der Versorgung und Wiederherstellung der Versorgung gemäß § 
33 Absatz (2) und (3) AVBFernwärmeV Entgelte berechnet. Bei 
Zahlungsverzug des Kunden können die SWM, wenn sie erneut 
zur Zahlung auffordern oder den Betrag durch einen 
Beauftragten einziehen lassen, die dadurch entstandenen 
Kosten für strukturell vergleichbare Fälle pauschal berechnen; 
die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein. 
Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des 

Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der 
Nachweis geringerer Kosten ist dem Kunden gestattet.	
11.6 Vereinbart der Kunde, dass zwischen den SWM und einem 
Dritten (z. B. Mieter, Pächter) die Wärmekosten unmittelbar 
abgerechnet werden sollen, so entbindet das den Kunden nicht 
von seiner Zahlungspflicht für diese Rechnungen. Mitteilungen 
von Kunden, dass mit Dritten abgerechnet werden soll, sehen die 
SWM als entsprechende Anträge des Kunden an, nicht aber als 
Kündigung des Wärmelieferungsvertrags. 

12. DATENSPEICHERUNG 

Die im Zusammenhang mit diesem Vertragsverhältnis erhobenen 
Daten werden von den SWM automatisiert gespeichert, 
verarbeitet und im Rahmen der Zweckbestimmung des 
Vertragsverhältnisses (z. B. Verbrauchsabrechnung, Rechnungs- 
stellung, Kundenbetreuung) unter Beachtung datenschutz- 
rechtlicher Bestimmungen genutzt und können zur Durchführung 
des Vertragsverhältnisses an beauftragte Dritte weitergegeben 
werden. 

13. ZUTRITTSRECHT 

Der Kunde hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten 
der SWM gemäß § 16 AVBFernwärmeV den Zutritt zu seinen 
Räumen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der 
technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte 
und Pflichten nach der AVBFernwärmeV, insbesondere zur 
Ablesung oder zur Ermittlung preislicher Bemessungs- 
grundlagen erforderlich ist. 

14. VERBRAUCHERSTREITBEILEGUNG 

Ist der Kunde Verbraucher im Sinne von § 13 BGB kann er zur 
Beilegung von Streitigkeiten aus diesem Vertrag ein 
Schlichtungsverfahren bei der bundesweiten Allgemeinen 
Verbraucherschlichtungsstelle des Zentrums für Schlichtung 
e.V., Straßburger Straße 8, 77694 Kehl am Rhein, Internet: 
www.verbraucher-schlichter.de, E-Mail: mail@verbraucher-
schlichter.de, beantragen. Voraussetzung hierfür ist, dass der 
Kunde sich an die SWM gewandt hat und keine für beide Seiten 
zufriedenstellende Lösung gefunden wurde. 

15. SCHLUSSBESTIMMUNG 

Sollten einzelne Bestimmungen der Bedingungen ungültig sein 
oder werden, so bleiben die Bedingungen im Übrigen gleichwohl 
gültig. In einem solchen Fall ist die ungültige Bestimmung der 
Bedingungen so zu ändern, dass der mit der ungültigen 
Bestimmung beabsichtigte Zweck weit möglichst erreicht wird. 
Dasselbe soll dann gelten, wenn bei Durchführung der 
Bedingungen eine ergänzungsbedürftige Lücke offenbar wird. 

München, 01.01.2018 
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Publikumsgesellschaft, zum Minderheitenschutz gegen Mehr­
heitsbeschlüsse und zur Sanierung der Gesellschaft. 
Ferner ist in die Neuausgabe die aktuelle rechtspolitische  
Diskussion im Personengesellschaftsrecht unter Berücksichti­
gung des Reformbedarfs zusammengefasst.
Im PartGG wurde die nunmehr gesetzlich geregelte Partner­
schaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung kommen­
tiert. Erste Rechtsanwendungsprobleme, beispielsweise beim 
„Formwechsel“ in die PartGmbB, wurden in der Neuauflage 
aufgegriffen.
Das Werk wird durch ein differenziertes Sachverzeichnis er­
schlossen.

Praxis-Handbuch Ingenieur- und Architektenrecht.  
Praktischer Ratgeber für typische Rechtsfragen im Pla-
nungsbüro mit zahlreichen Formulierungsvorschlägen 
und Praxistipps. – Hrsg. v. Alexander Wronna, Karl 
Schwarz und Ralf Kemper. – Köln: Müller, 2017. 261 S. 
ISBN 978-3-481-03370-5; € 59.– 

Das Handbuch erläutert die vielfältigen rechtlichen Belange, 
die beim Betrieb von Architektur- und Ingenieurbüros anfallen, 
jenseits von Kommentarliteratur. In den Ausführungen sind 
alle Neuerungen aus der Reform des Bauvertragsrechts be­
reits berücksichtigt. 
Das Buch behandelt u.a. Themen wie Berufs- und Arbeits­
recht, Bürogründung, Berufshaftpflichtversicherung, Planungs­
wettbewerbe, Verträge und Leistungspflichten, Haftung,  
Honorarberechnung und Urheberrecht. Zahlreiche Beispiele, 
Praxistipps, Formulierungsvorschläge und Handlungsempfeh­
lungen unterstützen im beruflichen Alltag.

Nichtamtlicher Teil

Schwab, Karl: Städtebauliche Verträge. – München:  
Beck, 2017. X, 191 S. (PraxisWissen: Baurecht)  
ISBN 978-3-406-70671-4; € 39.–

Die Neuerscheinung bietet einen Überblick über die Rechts­
grundlagen, die typischen Formen und die zulässigen Rege­
lungsinhalte städtebaulicher Verträge.
Schwerpunkte bilden Verträge zur Erschließung und zur Bau­
landbeschaffung, insbesondere für den sozialen Wohnungsbau 
und für Einheimische; der Vorhaben- und Erschließungsplan, 
insbesondere der Durchführungsvertrag und der Rechtsschutz 
gegen städtebauliche Verträge. Allgemein anerkannte Muster 
geben eine zusätzliche Orientierungshilfe.

Schäfer, Carsten: Gesellschaft bürgerlichen Rechts und 
Partnerschaftsgesellschaft. Kommentar. Begründet von 
Peter Ulmer. – 7. Aufl. – München: Beck, 2017. XXX, 696 S. 
ISBN 978-3-406-68449-4; € 105.–

Die Sonderausgabe des Münchener Kommentars zum BGB 
enthält eine systematische Kommentierung der §§ 705 bis 740 
BGB und des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes (PartGG). 
Die Neuauflage wurde durchgängig von Carsten Schäfer be­
arbeitet, der die Konzeption von Peter Ulmer fortführt. Neben 
der Fortentwicklung der Literatur sind zahlreiche neue Entschei­
dungen des BGH eingearbeitet, insbesondere im Bereich der 
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